Stand: 18.11.2023

Satzung UFER-Projekte Dresden e.V.

81 Name und Sitz

1.

4.

Der Verein trdgt den Namen ,,UFER-Projekte Dresden“. UFER steht fiir Urbane Freirdume ER -
schlieBen. Er ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Dresden eingetragen.

Er hat seinen Sitz in Dresden

Der Verein strebt die Mitgliedschaft in Verbanden mit dhnlichen Zielen an. Er arbeitet mit nati-
onal und international auf diesem Gebiet tdtigen Organisationen zusammen.

Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr

82 Zweck, Aufgaben, Gemeinnutzigkeit des Vereins

1.

Der Verein UFER-Projekte Dresden verfolgt ausschlieflich und unmittelbar gemeinniitzige

Zwecke im Sinne des Abschnitts ,,Steuerbegiinstigte Zwecke® der Abgabenordnung.

Zweck des Vereins ist es, innerstdadtische Brachfldchen fiir die Nutzung als Biirgergérten zu er-

schliellen. Ziel ist:

a) der Anbau gentechnisch nicht verdanderter Kulturpflanzen in einem interkulturellen Biirger-
garten,

b) der bewusste Umgang mit sozialer, kultureller und 6kologischer Vielfalt. Alle Teilprojekte
verbinden Mensch und Natur im nachhaltigen und respektvollen Umgangs miteinander. Ei-
nen Erlebnisraum fiir Integration und gegenseitige Toleranz, politische Aufkldrung sowie
sozialpadagogische Forderung zu gestalten.

c) die aulerschulischen Bildungsarbeit im 6kologischen Bereich und auf dem Gebiet der Ge-
sundheitsférderung durch Pravention und Aufkldrung zu férdern.

d) ein Gestaltungsraum fiir nachbarschaftliches Engagement sowie fiir vielféltige Projekte, die
zu gesellschaftlicher und politischer Teilhabe und eigenverantwortlichem Handeln anregen.
Hierbei entstehen generationsiibergreifende sowie sozial-integrativ wirkende Begegnungs-,
Lern- und Schaffensrdaume.

e) die niederschwellige Erreichbarkeit aller Angebote.

f) zwischen einzelnen Angeboten / (Teil)Projekten sowie deren Akteuren Synergie-Effekte in
Umsetzung und Finanzierung entstehen zu lassen.

g) ein Kooperations- und Informationszentrum fiir nachhaltige Angebote aus der Region im
sozialen und 6kologischen Bereich zu férdern und aktiv mitzugestalten.

Der Verein ist selbstlos tétig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Mittel des Vereins diirfen nur fiir die satzungsgeméden Zwecke verwendet werden. Die Mit-

glieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Aus-

gaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhéltnismafig hohe Zuwendun-
gen begiinstigt werden.

83 Mitgliedschaft und Beitrag

1. Mitglieder des Vereins kénnen alle natiirlichen Personen und juristische Personen werden, die sei-
ne Ziele unterstiitzen.
2. Der Verein hat folgende Mitglieder:
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a) Vollmitglieder

b) Fordermitglieder

c) Einstiegsmitglieder

Nur Vollmitglieder haben ein Stimmrecht und kénnen in Vereinsdmter gewéhlt werden.

Die Aufnahme ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. Der Vorstand entscheidet iiber den Auf-

nahmeantrag.

Die Mitgliedschaft wird mit schriftlicher Bestdtigung und mit Zahlung des ersten Mitgliedsbeitrags

wirksam.

Die Mitgliedschaft endet durch den Tod, Austritt oder Ausschluss.

Der Austritt kann jederzeit schriftlich gegeniiber dem Vorstand erklédrt werden und wird zum Ende

des Kalenderjahrs wirksam.

Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung oder des Vorstandes aus dem Ver-

ein ausgeschlossen werden, wenn es:

a) mehr als zwei Monate mit der Zahlung seines Mitgliedsbeitrages im Riickstand ist und trotz
schriftlicher Mahnung unter Androhung des Ausschlusses die riickstdndigen Beitrdge nicht ein-
gezahlt hat oder

b) schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender Weise geschadigt
oder die ihm nach der Satzung obliegenden Pflichten wiederholt verletzt hat.

Das Mitglied hat die Moglichkeit, innerhalb von 4 Wochen gegen einen Ausschluss Widerspruch

gegeniiber dem Vorstand oder der Mitgliederversammlung einzulegen.

Die Mitgliederversammlung legt die Hohe des Mitgliedsbeitrags fest. Néheres regelt eine vom Vor-

stand erlassene Mitglieds- und Beitragsordnung.

84 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind der Vorstand, die Mitgliederversammlung und Besondere Vertreter.

85 Vorstand

1.

w

Dem Vorstand des Vereins obliegen die Vertretung des Vereins nach § 26 BGB und die Fiihrung

seiner Geschéfte. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

a) die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschlieflich der Aufstellung
der Tagesordnung,

b) die Ausfiihrung von Beschliissen der Mitgliederversammlung,

c) die Verwaltung des Vereinsvermogens und die Anfertigung des Jahresberichts,

d) die Aufnahme neuer Mitglieder.

Der Vorstand besteht aus drei Personen.

Je zwei Vorstandsmitglieder sind gemeinsam vertretungsberechtigt.

Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung fiir die Dauer von zwei

Jahren einzeln gewdhlt. Mitglieder des Vorstandes konnen nur Vollmitglieder des Vereins sein; mit

der Mitgliedschaft im Verein endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand. Die Wiederwahl oder die

vorzeitige Abberufung eines Mitglieds durch die Mitgliederversammlung sind zulédssig. Ein Mit-

glied bleibt nach Ablauf der reguldren Amtszeit bis zur Wahl seines Nachfolgers im Amt. Scheidet

ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden Mitglieder berechtigt, ein

Mitglied des Vereins bis zur Wahl des Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung in den Vor-

stand zu wéhlen.

Der Vorstand kann fiir seine Tétigkeit eine angemessene Vergiitung erhalten. Diese darf den tat-

sachlichen Aufwand nicht {iberschreiten und soll auf Grundlage der Zahlung einer Aufwandsent-

schdadigung nach §3 Nr. 26a EStG erfolgen.
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6.

Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Die Sitzungen kénnen von jedem Vorstandsmitglied ein-
berufen werden. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden. Der Vorstand ist
beschlussfahig, wenn mindestens zwei Mitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung ent-
scheidet die Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen. Bei Stimmgleichheit gilt der Beschluss
als abgelehnt.

Die Beschliisse des Vorstandes sind zu protokollieren. Das Protokoll ist vom Protokollfiihrer und
einem weiteren Mitgliedern des Vorstandes zu unterschreiben.

86 Die Mitgliederversammlung

1.

Die Mitgliederversammlung ist zustdndig fiir die Entscheidungen in folgenden Angelegenheiten:

a) Anderungen der Satzung,

b) die Auflésung des Vereins,

c) die Aufnahme neuer Vereinsmitglieder in den Fillen des § 3 Abs. 2 Satz 3 sowie den Aus-
schluss von Mitgliedern aus dem Verein,

d) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands,

e) die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands,

f) Festlegung der Schwerpunkte und Handlungsgrundsétze fiir die weitere Arbeit,

g) die Festsetzung der Mitgliedsbeitrdge.

Mindestens einmal im Jahr ist vom Vorstand eine ordentliche Mitgliederversammlung einzuberu-

fen. Die Einberufung erfolgt schriftlich unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen und unter

Angabe der Tagesordnung. Mitglieder, die eine E-Mail-Adresse beim Vorstand hinterlegt haben,

bekommen die Einladung mittels elektronischer Post. Fiir den Nachweis der frist- und ordnungsge-

maélen Einladung reicht die Absendung der Einladung an die dem Verein zuletzt bekannte Adresse

aus.

Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spédtestens eine Woche

vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergdnzung der Tagesordnung bean-

tragen. Uber den Antrag entscheidet der Vorstand. Uber Antridge zur Tagesordnung, die vom Vor-

stand nicht aufgenommen wurden oder die erstmals in der Mitgliederversammlung gestellt werden,

entscheidet die Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Vollmit-

glieder; dies gilt nicht fiir Antrége, die eine Anderung der Satzung, die Auflésung des Vereins oder

Anderungen der Mitgliedsbeitrige zum Gegenstand haben.

Der Vorstand hat eine aullerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es das Interes-

se des Vereins erfordert oder wenn ein Viertel der Vollmitglieder dies schriftlich unter Angabe des

Zwecks und der Griinde beantragt. Soweit die Umstdnde dies zulassen, ist eine Ladungsfrist von

zwei Wochen einzuhalten und die Tagesordnung mit der Einladung bekannt zu geben.

Die Mitgliederversammlung wird von einem durch den Vorstand zu benennenden Versammlungs-

leiter geleitet.

Die Mitgliederversammlung ist beschlussfdhig, wenn mindestens 20 stimmberechtigte Vollmitglie-

der anwesend sind. Hat der Verein jedoch zum Zeitpunkt der Mitgliederversammlung insgesamt

weniger als 40 Vollmitglieder, so ist die Mitgliederversammlung dann beschlussfdhig, wenn we-

nigstens 50% aller Vollmitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfdhigkeit ist der Vorstand ver-

pflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tages-

ordnung einzuberufen. Diese ist ohne Riicksicht auf die Zahl der erschienenen Vollmitglieder be-

schlussfahig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

Die Mitgliederversammlung beschliet in offener Abstimmung mit der Mehrheit der Stimmen der

anwesenden Vollmitglieder. Kann bei Wahlen kein Kandidat die absolute Mehrheit der Stimmen

der anwesenden Vollmitglieder auf sich vereinen, ist gewdhlt, wer die relative Mehrheit der abge-
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gebenen giiltigen Stimmen erhalten hat; bei Stimmgleichheit der Kandidaten ist eine Stichwahl
durchzufiihren. Stimmenthaltungen gelten als ungiiltige Stimmen. Beschliisse iiber eine Anderung
der Satzung bediirfen der Mehrheit von drei Vierteln, der Beschluss iiber die Auflosung des Vereins
der Zustimmung von neun Zehnteln der anwesenden Vollmitglieder.

Uber den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschliisse ist ein Protokoll zu fer-
tigen. Dieses ist vom Protokollfiihrer und vom Versammlungsleiter zu unterschreiben.

87 Besondere Vertreter

1.

Der Vorstand ist berechtigt, bei Bedarf aufgabenbezogen, fiir einzelne Projekte oder befristet be-
sondere Vertreter nach § 30 BGB zu bestellen und diesen die damit verbundene Vertretung und Ge-
schéftsfiihrung zu tibertragen.

Je nach Haushaltslage des Vereins konnen diese Besonderen Vertreter durch den Verein auf der
Grundlage eines Dienst- oder Arbeitsvertrags angestellt werden. Die Entscheidung dartiber trifft
der Vorstand, der auch die Anstellung vornimmt. Diese Anstellung ist abhdngig von der organ-
schaftlichen Bestellung.

Diese Besonderen Vertreter werden nicht in das Vereinsregister eingetragen. Sie erhalten vom Vor-
stand eine Bestellungsurkunde.

Im Weiteren kann der Vorstand Vereinsordnungen (wie z. B. eine Geschédftsordnung) erlassen, die
fiir Besondere Vertreter entsprechend ndhere Regelungen zu Geltungsbereich, Grundlagen der Zu-
sammenarbeit, Bestellung und Abbestellung, Vertretungsbefugnisse und zustimmungspflichtigen
Geschéften beinhalten miissen.

88 Auflosung des Vereins, Beendigung aus anderen Griinden, Wegfall steuerbe-
gunstigter Zwecke

1.

Im Falle der Auflésung des Vereins sind die Mitglieder des Vorstands gemeinsam vertretungsbe-
rechtigte Liquidatoren, falls die Mitgliederversammlung keine anderen Personen beruft.

Bei Auflosung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegiinstigter Zwecke fallt das
Vermogen des Vereins, soweit es bestehende Verbindlichkeiten tibersteigt, dem Verein sukuma arts.
e.V. mit Sitz in Dresden, Louisenstralle 93, 01099 Dresden zu, welcher dieses unmittelbar und aus-
schlief8lich fiir gemeinniitzige Zwecke zu verwenden hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der Verein aus einem anderen Grund
aufgelost wird oder seine Rechtsfahigkeit verliert.

89 Satzungsanderung

1.

Anderungen der Satzung bediirfen der Beschlussfassung durch drei Viertel der Anwesenden Voll-
mitglieder in der Mitgliederversammlung. Ein solcher Anderungsvorschlag ist den Mitgliedern un-
ter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen in Schriftform bekannt zu machen.

Der Vorstand ist erméchtigt, Satzungsanderungen redaktioneller Art bzw. vom Finanzamt oder dem
zustindigen Registergericht verlangte Anderungen selbstindig vorzunehmen, die Mitglieder sind
unverziiglich nach Eintragung der Anderungen im Vereinsregister zu informieren.

810 Datenschutz

1.

Zur Erfiillung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der gesetzlichen
Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) sowie der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) personenbezogene Daten iiber personliche und sachliche Verhéltnisse der Mitglieder im
Verein genutzt, gespeichert, iibermittelt und verdndert.
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2. Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf:
a) Auskunft iiber die zu seiner Person gespeicherten Daten;
b) Berichtigung iiber die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie unrichtig sind;
c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei behaupteten Fehlern weder
deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit feststellen lasst;
d) Loschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speicherung unzuldssig war.

3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst fiir den Verein Tétigen ist es untersagt, per-
sonenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen Aufgabenerfiillung gehdrenden
Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugdnglich zu machen oder sonst zu nutzen. Die-
se Pflicht besteht auch iiber das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus.

4. Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach dem BDSG und der DSGVO kann der Vor-
stand einen Datenschutzbeauftragten fiir die Dauer von zwei Jahren benennen, wenn es die jeweils
giiltigen gesetzlichen Vorschriften erfordern.

Seite 5/5



	§1 Name und Sitz
	§2 Zweck, Aufgaben, Gemeinnützigkeit des Vereins
	§3 Mitgliedschaft und Beitrag
	§4 Organe des Vereins
	§5 Vorstand
	§6 Die Mitgliederversammlung
	§7 Besondere Vertreter
	§8 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall steuerbegünstigter Zwecke
	§9 Satzungsänderung
	§10 Datenschutz

